
Verhandlungen von Jugendstrafsachen teilnehmen, um 
daraus Schlußfolgerungen für ihre weitere Arbeit zie­
hen zu können.

Die Ständige Kommission Finanzen erstattete Bericht 
über die bei der Grundstücksverwaltung durchgeführte 
Überprüfung und wird in Zukunft dem Problem der 
Mietrückstände besonderes Augenmerk widmen, um 
das Gericht durch unnötige Klagen in dieser Hinsicht 
zu entlasten.

Die Abgeordnetengruppe 5 in Dessau-Ziebigk berich­
tete darüber, daß sie 'bereits mit allen zuständigen 
Stellen, wie Abschnittsbevollmächtigten, FDJ, DFD 
u. a., über die Freizeitgestaltung der Jugend dieses 
Ortsteils beraten und einen Arbeitsplan aufgestellt hat. 
Durch gesellige Zusammenkünfte, Vorträge über Ar- 
beits- und Gesundheitsschutz, über die Geschichte der 
Arbeiterbewegung, über neue Gesetze und Verordnun­
gen sowie weitere aktuelle Fragen soll die Jugend mit 
den Problemen unserer Zeit vertraut gemacht werden.

Außerdem berichteten die Volksvertreter darüber, 
wie sie in ihren Betrieben und Wohnbezirken die 
Durchführung der Schöffenwahlen unterstützen wollen 
und was sie dabei bereits getan haben.

Zur Vorbereitung auf die Diskussion waren jedem 
Abgeordneten Thesen zu dem Bericht und für die künf­
tigen Aufgaben übergeben worden. Ein gewisser Man­
gel war es, daß nicht gleichzeitig eine Beschlußvorlage 
für die Stadtverordnetenversammlung vorgelegt wor­
den war, so daß über die vielen Vorschläge und Maß­
nahmen kein Beschluß gefaßt wurde.

Daß gleichwohl die zahlreichen Verpflichtungen 
keine bloßen Deklamationen waren, hat sich in der 
Praxis bereits erwiesen. Vor allem hat sich die Unter­
stützung der Volksvertreter bei den Schöffenwahlen 
gezeigt. Fast alle Abgeordneten waren als Referenten 
und Beauftragte tätig und haben dabei eine außer­
ordentlich gute Arbeit geleistet. Auch die Verbindung 
zwischen Gericht und Bevölkerung wird enger, da die 
Abgeordneten in ihren Sprechstunden auftauchende 
schwierige Rechtsfragen mehr als bisher direkt an das 
Gericht verweisen oder selbst mit dem Gericht Verbin­
dung aufnehmen, um eine Klärung herbeizuführen.

So hat die Berichterstattung des Kreisgerichts eine 
sehr gute Zusammenarbeit mit der gesamten Volks­
vertretung angebahnt, deren Entwicklungsmöglich­
keiten für beide Seiten noch längst nicht erschöpft sind.

A u s  d e r  P r a x i s  —  f ü r  d i e  P r a x i s

Zur Anwendung der neuen Strafarten
Die Praxis der vergangenen Monate hat gezeigt, daß 

die jetzt geschaffenen neuen Strafarten, die bedingte 
Verurteilung und der öffentliche Tadel, zu einer Not­
wendigkeit geworden waren, um beim gegenwärtigen 
Stand der staatlichen Entwicklung allen auftretenden 
Problemen unserer demokratischen Justiz gerecht wer­
den zu können. Wenn auch vor Erlaß des StEG noch 
nicht alle Gerichte die Möglichkeit der Verurteilung zu 
Gefängnisstrafe mit sofortiger Gewährung bedingter 
Strafaussetzung gern. § 346 StPO in den hierfür geeig­
netsten Verfahren angewandt haben, so war doch im 
allgemeinen diese Praxis richtig und stellte eine gute 
Schule für Richter und Staatsanwälte dar. Nicht zuletzt 
half sie, die stets bei der Arbeit mit neuen Gesetzen 
auftretenden Anfangsschwierigkeiten zu verringern. 
Keines der durch die neuen Strafarten auftretenden 
Probleme wird solche Schwierigkeiten bereiten, wie 
das der richtigen Differenzierung; doch hängt gerade 
von der Meisterung dieser Aufgaben die weitere ge­
sunde Entwicklung unserer demokratischen Justiz 
wesentlich ab.

Die Fälle, in denen bisher bedingte Strafaussetzung 
gewährt wurde, beschränkten sich vorwiegend auf 
kurzfristige Freiheitsstrafen von mehreren Monaten. 
§ 1 StEG sieht jedoch vor, daß die bedingte Verur­
teilung bis zu zwei Jahren ausgesprochen werden kann. 
Dennoch werden auch in Zukunft die kurzfristigen 
bedingten Verurteilungen überwiegen, und nur relativ 
selten wird auf eine bedingte Verurteilung von zwei 
Jahren erkannt werden, da solche Fälle der Prüfung 
nach § 1 StEG nicht oft standhalten dürften.

Aufgabe aller Justizfunktionäre muß es sein, darauf 
zu achten, daß die neuen Strafarten nur in den tat­
sächlich dafür geeigneten Verfahren Anwendung fin­
den. Es kann nicht oft genug betont werden, daß die 
neuen Strafarten eingeführt wurden, weil die Entwick­
lung der Kriminalität in der Deutschen Demokratischen 
Republik dies ermöglichte und verlangte, daß der Er­
ziehungsgedanke noch mehr und durch geeignetere 
Maßnahmen in den Vordergrund gestellt wird als 
bisher.

Falsch sind daher solche Meinungen, die unter der 
Einführung der neuen Strafarten eine Liberalisierung 
unseres Strafrechts verstehen. Der öffentliche Tadel 
und die bedingte Verurteilung sind auch kein Allheil­
mittel, das ohne genügende Prüfung in jedem irgend 
geeignet erscheinenden Verfahren Anwendung finden 
kann. Diese Strafarten stellen noch größere Anforde­
rungen an das Verantwortungsbewußtsein aller Justiz­
funktionäre als bisher und fordern eine klare politische 
Parteilichkeit.

Eine wesentliche Aufgabe ist es jetzt, Sinn und 
Zweck dieser Strafarten den bei Gericht tätigen 
Schöffen zu erläutern, um von vornherein zu verhin­
dern, daß diese unter Überbewertung des Subjekts der 
strafbaren Handlung die konkrete Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Tat außer acht lassen und die neuen 
Strafarten in ungeeigneten Verfahren anwenden. In 
einigen Gesprächen mit Schöffen habe ich festgestellt, 
daß sie dazu neigten, in Fällen, in denen bisher auf 
eine unbedingte Gefängnisstrafe erkannt wurde, jetzt 
eine bedingte Verurteilung zur Anwendung zu brin­
gen. Eine solche allgemeine Praxis würde dem Sinn 
des Gesetzes widersprechen und tatsächlich die Gefahr 
der Liberalisierung in sich bergen. So wird man bei­
spielsweise vorsätzliche Körperverletzungen unter Be­
achtung der hohen Gesellschaftsgefährlichkeit der­
artiger Handlungen grundsätzlich nur dadurch wirk­
sam bekämpfen können, daß die Freiheitsstrafen auch 
verbüßt werden. Eine bedingte Verurteilung wird in 
diesen Verfahren die Ausnahme bilden müssen.

Die bedingte Verurteilung und der öffentliche Tadel 
sind neue Strafarten. Ihre Anordnung verlangt eine 
ebensolche Prüfung aller Gesichtspunkte, wie eine Ver­
urteilung zu Freiheits- oder Geldstrafe. Daher ist es 
keineswegs zulässig, ein Rechtsmittel deshalb zurück­
zuweisen oder von der Protesteinlegung nur deshalb 
abzusehen, weil die bedingte Verurteilung an sich nicht 
zu beanstanden, wenn auch in ihrer Höhe imrichtig 
ist, oder weil an Stelle des in erster Instanz aus­
gesprochenen öffentlichen Tadels doch „nur“ eine be­
dingte Verurteilung zu erwarten ist oder umgekehrt. 
Für den Verurteilten ist es doch nicht allein von 
Bedeutung, daß er bestraft wurde, sondern die Höhe 
der Strafe spielt auch dann eine Rolle, wenn er diese 
voraussichtlich nicht zu verbüßen braucht. Andernfalls 
könnten wir auf die Auswertung einer konkreten 
Begrenzung bei der bedingten Verurteilung überhaupt 
verzichten. In einem gegebenen Fall ist es nicht gleich­
gültig, ob eine bedingte Verurteilung zu drei oder vier 
Monaten erfolgt. Stets ist der Grad der Gesellschafts­
gefährlichkeit der Tat ein wesentlicher Faktor zur 
Bestimmung der Art und Höhe der Strafe. Hiervon 
muß auch uneingeschränkt bei der Entscheidung über 
ein Rechtsmittel ausgegangen und gegebenenfalls eine 
viermonatige statt einer dreimonatigen bedingten Ver­
urteilung durchgesetzt werden.

Die Rechtsmittelverhandlung bietet eine weitere 
gute Möglichkeit, erzieherisch auf den Angeklagten 
einzuwirken; auf sie darf daher nicht mit dem Hin­
weis darauf, daß doch „nur“ eine bedingte Verurtei­
lung zu erwarten sei, verzichtet werden. Auch wenn 
eine bedingte Verurteilung vorgesehen ist, muß die 
beantragte und ausgesprochene Strafe genau durch-
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